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Mit der Westintegration schlug Adenauer
seit Gründung des Deutschen Reiches 1871
einen völlig neuen, ja revolutionären Weg
deutscher Außenpolitik ein. Nach den Ex-
zessen der nationalsozialistischen Diktatur
wollte er zumindest den Westteil Deutsch-
lands für die Nachbarstaaten wieder bere-
chenbar machen. Die junge Bundesrepu-
blik sollte jene Tugenden befolgen, die
Deutsche noch in jüngster Vergangenheit
mit Füßen getreten hatten: Achtung inter-
nationaler Grenzen, Geradlinigkeit außen-
politischer Grundsätze, Einhaltung und Ver-
lässlichkeit eingegangener völkerrechtli-
cher Verpflichtungen. Das war zugleich
eine deutliche Absage an die Bismarcksche
Schaukelpolitik zwischen Ost und West.
Als erster deutscher Kanzler bekannte sich
Adenauer 1949 in seiner ersten Regierungs-
erklärung uneingeschränkt zum Westen:
„Es besteht für uns kein Zweifel, dass wir
nach unserer Herkunft und nach unserer
Gesinnung zur westeuropäischen Welt
gehören.“ Was schließlich heißen sollte:
Die Bundesrepublik Deutschland steht auf
dem Boden von Demokratie, Freiheit und
Rechtsstaatlichkeit, wie es Tradition in den
westlichen Demokratien ist. Adenauers
Westintegrationspolitik umfasste im Grun-

de zwei Vorgänge: die „Westbindung“ der
Bundesrepublik in sicherheitspolitisch-mi-
litärischer Hinsicht und die „Westintegra-
tion“, also den Einigungsprozess westlich
orientierter Demokratien Europas.
Europapolitik hatte für den Kanzler stets
vielfältige Dimensionen: Sie bedeutete
Fortentwicklung der Europäischen Ge-
meinschaften ebenso wie Bündnispolitik
im klassischen Sinne. Sie bezeichnete eine
Question élémentaire der deutsch-französi-
schen Beziehungen wie der europäisch-at-
lantischen Beziehungen. Nicht zuletzt ver-
körperte sie eine Grundkonstante im Ost-
West-Konflikt und für die Überwindung der
Teilung Deutschlands.
Dabei kann man Adenauers Außenpolitik
keineswegs der Vernachlässigung des rus-
sischen Faktors bezichtigen. Ganz ohne
Zweifel war sein ausgeprägter Antikommu-
nismus mit ein entscheidendes Motiv für die
Westintegrationspolitik, genährt von der
Abscheu des Katholiken gegen die atheisti-
sche Grundhaltung der Bolschewisten und
deren Expansionsstreben. Adenauers wirk-
liche Sorge vor der expansiven Sowjetunion
entsprang dem Bild des zaristischen Russ-
lands – eines Staates von enormer ökono-
mischer und militärischer Kraft –, das um
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die Jahrhundertwende in der deutschen Öf-
fentlichkeit ebenso weit verbreitet war wie
der Gedanke an die preußisch-russische
Sonderbeziehung, den Mythos von Taurog-
gen, an den sich der Vertrag von Rapallo
1922 nahtlos anknüpfte.
Adenauer neigte angesichts des sowjeti-
schen Hegemoniestrebens in Osteuropa
mit Blick auf den gesamten Kontinent nach
1945 dem wohl bekannten Schreckensbild
zu und verschrieb sich mehr der Defensiv-
haltung in seiner Ostpolitik. Er setzte auf das
Konzept fester Allianz mit dem Westen, die
durch eine Verbindung von militärischer
Stärke und wirtschaftlicher Dominanz den
Koloss Sowjetunion in Schach halten und
der Isolierung Deutschlands vorbeugen
sollte. Diese beabsichtigte in seinen Augen
letztlich nichts anderes als die Wiederge-
burt alter Gleichgewichtspolitik, von der
Bismarck beseelt gewesen war.
Als Pendant schwelgte auf Seiten der West-
alliierten stets die Befürchtung, die Deut-
schen könnten eine neue Rapallo-Politik
inszenieren, um der Wiederherstellung ih-
rer nationalen Einheit willen die deutsch-so-
wjetische Karte spielen und sich dem Wes-
ten entsagen. Adenauer hütete sich davor,
Ost gegen West auszuspielen, wiewohl er
die Bedeutung einer zweiten Handlungsli-
nie – die des Dialoges mit Moskau – für die
deutsche Außenpolitik erkannte. Die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen, die er
als ersten Schritt zur Normalisierung des
deutsch-sowjetischen Verhältnisses sah,
kündigte er schon 1954 als quasi unaus-
weichlichen Schritt an.
In der Tat riss denn auch der direkte Ge-
sprächsfaden zwischen Bonn und Moskau
nicht mehr ab, auch wenn die Sowjetunion
bis zum Treffen des Bundeskanzlers Kohl
mit Präsident Gorbatschow im Februar 1990
in Moskau den Deutschen strikt die Aus-

übung des nationalen Selbstbestimmungs-
rechtes verweigerte. Adenauer war sich
vollends bewusst, dass dieser unmittelbare
Kontakt das Gewicht Bonns gegenüber den
westlichen Alliierten verstärken würde.
Umso mehr setzte er gleichzeitig auf die
Fortführung der europäischen Einigung.

Abwendung von Gefahren

Sehen wir uns seine Argumente für die
Westintegration einmal genauer an.
Erstens: Wir müssen Europa schaffen, um
den Expansionsdrang der Sowjetunion ein-
zudämmen.
Die viel zitierte rheinische Blickrichtung,
die christlich-abendländische Tradition,
die katholische Weltanschauung haben
Adenauer sicherlich viel bedeutet. Die ei-
gentliche Gefahr der abendländischen Kul-
tur sah er jedoch im Bolschewismus, in der
kommunistischen Ideologie, letztlich im
Panslawismus. Das waren seiner Ansicht
nach die Triebfedern für das Machtstreben
der Führer der Sowjetunion, der Volksre-
publik China und des zweiten deutschen
Staates. Sie bedrohten auf Dauer die Exis-
tenz der westlichen Völker. Dieser Gefahr
könnten die freiheitlichen Demokratien nur
gemeinsam mit allen verfügbaren Kräften
widerstehen.
Zweitens: Wir müssen Europa schaffen, um
die Schwächen westlicher Demokratien
auszugleichen.
Gesellschaftlicher Pluralismus, turnusge-
mäße Wahlen, das ständige Wechselspiel
von Regierung und Opposition stellten eine
permanente Gefahrenquelle für die Stabi-
lität der westlichen Gesellschaftssysteme
dar. Sie bargen das Moment der Desinte-
gration in sich gegenüber den monolithisch
geformten Entscheidungsstrukturen kom-
munistisch gelenkter Staatsorgane. Dem
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könnten die westlichen Demokratien nur
durch eine möglichst geschlossene Allianz-
politik entgegentreten.

Zusammenarbeit und Versöhnung

Drittens: Die europäische Integration ist not-
wendig, weil sie im Zeichen des Ost-West-
Gegensatzes einen neuen Ansatz von
Außenpolitik bietet.
Früher als manch anderer Politiker besaß
Adenauer das Gespür für den nach der Pots-
damer Konferenz sich anbahnenden Kon-
flikt unter den alliierten Siegermächten. Im
Oktober 1945 konstatierte er den Ost-West-
Konflikt mit der nüchternen Aufzählung der
Besatzungsverhältnisse. 
„Russland hält in Händen: die östliche
Hälfte Deutschlands, Polen, den Balkan, an-
scheinend Ungarn, einen Teil Österreichs.
Russland entzieht sich immer mehr der Zu-
sammenarbeit mit den anderen Großmäch-
ten und schaltet in den von ihm beherrsch-
ten Gebieten völlig nach eigenem Gutdün-
ken. In den von ihm beherrschten Ländern
herrschen schon jetzt ganz andere wirt-
schaftliche und politische Grundsätze als in
dem übrigen Teil Europas. Damit ist eine
Trennung in Osteuropa, das russische Ge-
biet, und Westeuropa eine Tatsache.“ Den
von den Westmächten besetzten Teil
Deutschlands sah Adenauer als einen inte-
grierten Teil Westeuropas, in dem die ein-
zelnen Regierungen so eng wie möglich po-
litisch zusammenarbeiten müssen. Nur mit-
tels einer engen Abstimmung ihrer natio-
nalen Außenpolitiken – also multilateral –
konnte der Westen im Konflikte mit dem
Osten seine Position behaupten.
Viertens: Die europäische Integration ist 
notwendig, weil sie hilft, historische Kon-
flikte wie die deutsch-französische Erz-
feindschaft zu überwinden.

Europäische Integration beinhaltete für
Adenauer die neue Form der Verständi-
gungspolitik. „Der deutsch-französische Ge-
gensatz muss endgültig aus der Welt ge-
schaffen werden“, verkündete er in seiner
Regierungserklärung 1949. Nur über die eu-
ropäische Verflechtung – so lautete sein
Hauptargument – könne der deutsch-fran-
zösische Gegensatz langfristig überwunden
und auf die Grundlage freundschaftlicher
Beziehungen gestellt werden. Integration
war die Zauberformel des ansonsten unlös-
bar erscheinenden Problems einer Neuge-
staltung deutsch-französischer Beziehun-
gen, deren Bereinigung die notwendige
Voraussetzung für jede integrative Bewe-
gung in Europa war. Ohne ein Rapproche-
ment zwischen Bonn und Paris ließ sich Eu-
ropa nun einmal nicht bauen. Es war und
ist weiterhin der Kern jeder dauerhaften
Friedenssicherung in Europa. Der Deutsch-
Französische Vertrag von 1963 brachte die-
sen fundamentalen Wandel in den Bezie-
hungen nach dem Zweiten Weltkrieg zum
Ausdruck.
Allerdings hatte diese Verbindung auch
eine nicht zu unterschätzende deutsch-
landpolitische Komponente. Bonn brauch-
te die Unterstützung der Regierung in Paris,
sprich: Adenauer de Gaulle. Die Deutschen
spürten, dass Adenauers Europapolitik in
Zeiten der Berlinkrise von 1958 bis 1962 so-
wohl einen gemeinsamen Aktionsrahmen
für eine mit Frankreich abgestimmte Politik
gegenüber der Sowjetunion abgab, die zu-
gleich einer russisch-französischen Entente-
Politik vorbeugen half. Andererseits ope-
rierte Adenauer stets mit dem Argument,
eine Einigung der Westmächte mit der
Sowjetunion über die Köpfe der Deutschen
hinweg dürfe in der Frage des nationalen
Schicksals nicht zustande kommen. In der
Tat fürchtete er nichts mehr als das Wie-
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deraufleben der alliierten Kriegskoalition,
eine Verständigung der vier Mächte über
Deutschland, die gegen die Interessen der
Deutschen gerichtet sein könnte und auf die
sie selbst keinen Einfluss haben würden.

Wohlstand und Wiederaufbau

Fünftens: Europäische Einigung schafft
durch die wirtschaftliche Verflechtung
Wohlstand für alle beteiligten Völker.
Internationale wirtschaftliche Verflechtun-
gen der Industrien, des Kapitals und des
Handels waren für Adenauer die alles ent-
scheidende Voraussetzung für den raschen
Wiederaufbau Deutschlands und die lang-
fristige Steigerung der Prosperität aller an
dem Integrationsprozess beteiligten Völker.
Die Menschen auf der Straße müssten die
wirtschaftlichen Vorteile spüren, die ihnen
nur durch Produktionssteigerungen und
ein gerüttelt Maß an sozialer Sicherheit ga-
rantiert werden könnten – dies war seine De-
vise. Adenauer hing dem Gedanken der or-
ganischen Verflechtung der deutschen re-
spektive der rheinischen Wirtschaft mit den
Industrie- und Handelszentren Belgiens,
der Niederlande und Frankreichs schon in
den zwanziger Jahren an. Als Kölner Ober-
bürgermeister erörterte er bereits 1924 mit
Reichskanzler Stresemann Pläne einer
deutsch-französischen Zollunion. Sie schei-
terten aber im Vorfeld am Widerstand der
Berliner Regierung, die das Konzept ange-
sichts der deutsch-französischen Erzfeind-
schaft ablehnte.
Als Robert Schuman 1950 Adenauer den
Plan einer übernationalen Hohen Behörde
für Kohle und Stahl unterbreitete, erblick-
te der Kanzler darin die Aktualisierung sei-
nes alten Konzepts einer deutsch-französi-
schen Wirtschaftsverflechtung. Hauptsäch-
lich waren es drei Gründe, aus denen er den

Schuman-Plan unverzüglich unterstützte:
Durch den Aufbau einer gemeinschaftli-
chen Lenkung für Kohle und Stahl wurde
die westalliierte Kontrolle der Ruhrindust-
rie abgelöst. Die Bundesrepublik brachte
ihre Schlüsselindustrien in ein partner-
schaftliches System ein und konnte sich auf
diese Weise von der einseitigen Siegerkon-
trolle mitsamt ihren Produktionsbeschrän-
kungen auf dem Stahlsektor verabschie-
den. Schließlich war die Ablösung des Ruhr-
statuts ein wichtiger Schritt hin zur Souve-
ränität.

Nationale Dimension

Sechstens: Europäische Integration ist die
einzige Ausgangsbasis für den Wiederauf-
bau Deutschlands.
Westintegration war nicht nur politisch der
einzige Weg aus der Isolation, in welche
sich die Deutschen durch den Nationalso-
zialismus hineinmanövriert hatten. Für die
Bundesrepublik implizierte die Annähe-
rung an den Westen neben der Erlangung
politischer Souveränität zugleich die Chan-
ce zum wirtschaftlichen Wiederaufbau in
engster Verbindung mit dem westlich ge-
prägten Weltwirtschaftssystem. Die West-
deutschen hatten sich 1949 nicht nur für die
freiheitliche Demokratie entschieden, sie
wussten ebenso, dass Wiederaufbau und
mehr Wohlstand allein durch Westver-
flechtung der deutschen Wirtschaft zu er-
reichen sein würden. Denn die Bundesre-
publik war zunächst einmal von den vor-
mals wichtigen Export- und Rohstoffmärk-
ten des Ostens abgeschnitten. Wer nach
dem Verlust der Ostgebiete 1945 in einiger-
maßen prosperierenden Verhältnissen le-
ben wollte, musste notgedrungen Nah-
rungsmittel und Rohstoffe importieren, die
langfristig nur aus Exporterlösen zu finan-
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zieren waren. Die deutsche Außenhandels-
politik richtete sich also zwangsläufig nach
Westen hin aus. Das hieß nach der Wäh-
rungsreform 1948 für das zerstörte West-
deutschland: möglichst rasch die Rückkehr
auf die Weltmärkte suchen, sich auf die Tu-
genden der Vorkriegszeit besinnen, den Ex-
port fördern, eben jene Produkte anbieten,
die immer noch als „Made in Germany“
attraktives Kaufangebot verkörperten.
Der Marshall-Plan erleichterte die Rückkehr
Westdeutschlands auf die Weltmärkte und
bedeutete zugleich die Hinwendung zur
Philosophie des internationalen Liberalis-
mus, Abbau von Handelsbeschränkungen
im Waren- und Kapitalverkehr und Wieder-
herstellung des Freihandels, wie er vor dem
Ersten Weltkrieg gang und gäbe war. Man
kann die außenwirtschaftlichen Vorgänge,
die in der Bundesrepublik durch Erhards
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft ihre
binnenwirtschaftliche Ergänzung fanden,
kaum überschätzen. Jahre später hat der
Kanzler dies einmal treffend in einem Brief
an seinen Wirtschaftsminister folgender-
maßen charakterisiert. „Die europäische In-
tegration war das notwendige Sprungbrett
für uns“, schrieb Adenauer am 13. April 1956
an Erhard, „um überhaupt wieder in die
Außenpolitik zu kommen. Europäische In-
tegration ist auch um Europas willen und
damit um unseretwillen notwendig. Eu-
ropäische Integration“, führte er weiter aus,
„war aber vor allem notwendig, weil die
Vereinigten Staaten sie als Ausgangspunkt
ihrer ganzen Europapolitik betrachteten
und weil ich genau wie Sie die Hilfe der Ver-
einigten Staaten als absolut notwendig für
uns betrachte.“ Hier sprach der Realpoliti-
ker.
Als die Verträge über die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft und Euratom 1957 vor-
lagen, wies Adenauer auf die immensen

Handelschancen der exportabhängigen
deutschen Wirtschaft hin, den Ressourcen-
zugang an Kapital und Dienstleistungen
und verteidigte die hohen finanziellen Op-
fer an Frankreich zur Unterstützung der fran-
zösischen Überseegebiete damit, dass der
internationale Handels- und Güteraus-
tausch von Restriktionen befreit werde und
damit allen Menschen zugute komme.
Doch begnügte sich der Kanzler nie allein
mit der Wirtschaftsverflechtung. Er strebte
immer die weitgehende politische Einigung
an.

Friedenssicherung

Siebtens: Europäische Einigung ist notwen-
dig, weil sie hilft, politische Konflikte fried-
lich auszutragen und Frieden zu stiften, so-
wohl unter den Regierungen wie unter den
Völkern.
Sein eigentliches Ziel der Verflechtung war
stets eine politische Union. Würde ein ge-
wisser Grad der Verflechtung unter den
europäischen Staaten erst einmal erreicht
sein, dann werde sich jeder Staat sehr wohl
die Anwendung kriegerischer Mittel über-
legen, weil der Schaden in jedem Fall größer
sei als der Nutzen, schätzte der nüchterne
Pragmatiker Adenauer. Europapolitik war
eben diejenige Plattform, die einerseits po-
litische Mitsprache ermöglichte und ande-
rerseits Interessengegensätze auf zivili-
sierte, diplomatische Art auszutragen erfor-
derte. Er war für ein Forum zur Krisenver-
hütung und Krisenbewältigung, getragen
von dem Grundkonsens, dass der Interes-
senausgleich nicht zum einseitigen Nach-
teil eines vermeintlich schwächeren Part-
ners erfolgen dürfe. Adenauer hatte sich
stets gegen jede Form von Diskriminierung
oder Ausschließung verwahrt, vor allem in
der Englandfrage.
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Um der europäischen Sache wegen scheute
er nicht vor Opfern zurück, selbst wenn es
um Souveränitätsverzichte ging. Beeinflusst
von den stark föderalistischen Vorstellun-
gen jener Jahre zwischen 1948 und 1950/51,
enthielten seine Reden immer wieder die
Forderung nach einem Souveränitätsver-
zicht der westeuropäischen Demokratien
zu Gunsten eines europäischen Bundes-
staates. Natürlich fiel unter damaligen Ge-
gebenheiten der Besatzung den Deutschen
der Souveränitätsverzicht leichter als den
übrigen Nachbarstaaten. Jedoch wusste
Adenauer ebenso gut, dass ein souveräner
westdeutscher Staat nur wieder in die in-
ternationale Staatengemeinschaft gleich-
berechtigt aufgenommen und in ihr re-
spektiert würde, wenn er bereit war, sich
bedingungslos diesem Integrationsprozess 
zu verschreiben, ja seine eigene staatliche
Existenz damit zu verknüpfen.
Achtens: Europäische Integration bietet die
nötige Rückversicherung für die nationale
Sicherheit aller Völker.
Adenauer vertrat stets die Meinung, ein
Staat finde nur dann Anerkennung, wenn er
auch über entsprechende Streitkräfte ver-
füge. Das diplomatisch geschickt eingefä-
delte Angebot einer deutschen Wiederbe-
waffnung konnte er sich nur im europäisch-
atlantischen Verbund vorstellen. Er hat den
Aufbau einer deutschen Armee nie als Ein-
zelwerk gesehen. Dafür brachte er den
Deutschen doch zu wenig Vertrauen ent-
gegen. Den Sicherheitsbedürfnissen der
westlichen Nachbarstaaten, insbesondere
Frankreichs, konnte man seiner Ansicht
nach nur durch Verflechtung näher kom-
men, wie umgekehrt die Bundesrepublik
ihre Existenz nur im Verbund mit den Staa-
ten Westeuropas und den Vereinigten Staa-
ten vor der Bedrohung aus dem Osten zu si-
chern vermochte. Die militärische Integra-

tion war also von Beginn an eine doppelte:
Sie geschah im Interesse der Sicherheit so-
wohl Deutschlands als auch der Bünd-
nispartner. Es war und bleibt heute noch
Rückversicherungspolitik par excellence.

Bekämpfung des Nationalismus

Neuntens: Europäische Integration ist das
geeignete Mittel, das Wiedererstarken des
übertriebenen Nationalismus zu bekämp-
fen.
Integration war für Adenauer das Hauptar-
gument zur Bewältigung der deutschen
Frage und zur Bekämpfung jeglicher natio-
nalistischer Ideologien. Ihm war von An-
fang an klar, dass nicht alle deutschen Par-
teien bedingungslos den Westintegrations-
kurs steuerten, im Zweifelsfall gar um der
staatlichen Einheit willen ein unsicheres ge-
samtdeutsches Gebilde den nahe liegen-
den Freiheiten vorziehen würden. Doch
umso größer waren seine Anstrengungen,
mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mit-
teln die Bundesrepublik Deutschland im
Westen zu verankern. Freiheit und Integra-
tion rangierten vor der Wiedervereinigung,
ja waren letztlich der Weg dorthin – was sich
1989/90 bewahrheitete.
Wiedervereinigung statt Westintegration –
um diese Frage drehten sich ab 1952 die be-
kannten innenpolitischen Kontroversen in
der Bundesrepublik. Diese Ziele waren für
den Kanzler ein Anathema. Da sich Wie-
deraufbau, Sicherheit, Freiheit, Souverä-
nität und Gleichberechtigung mit dem Kon-
zept der Westintegration erreichen ließen,
musste das letzte große Ziel – die Wieder-
vereinigung Deutschlands – auch deshalb
zurückstehen, weil sie mit diesem Ansatz
ohne Einwilligung der Sowjetunion nicht 
zu realisieren war. Hierzu bedurfte es des
Ost-West-Konsenses.
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Die Einbindung in den Westen sollte die
Deutschen davon abhalten, sich in natio-
nalistische Abenteuer zu stürzen, die De-
mokratie festigen und Sicherheit im Inneren
garantieren. Der deutsche Nationalismus
durfte keine völlige politische Autonomie
besitzen, er musste integriert sein in die
westliche Staatengemeinschaft. Und das
galt in Adenauers Augen umso mehr für ein
wiedervereinigtes Deutschland, das Mit-
glied der europäischen Staatengemein-
schaft sein sollte – so jedenfalls war es im
Deutschlandvertrag von 1954 festgelegt
worden. Die deutsche Frage war seiner An-
sicht nach letztlich nur unter dem europä-
ischen Dach lösbar. Ein Verbundsystem,
das allerdings über die Grenzen des west-
europäischen Bündnisses hinausging und
auch Osteuropa, vor allem das katholische
Polen, umfasste. In diesem europäischen
Rahmen schwebte Adenauer bereits 1952
auch die dauerhafte Lösung der Oder-
Neiße-Frage vor.
Zehntens: Europäische Integration darf
nicht auf ein Europamodell festgelegt sein.
Bis ans Ende seiner Tage hielt Adenauer an
der Forderung nach einem vereinigten Eu-
ropa fest – allerdings nie bedingungslos. Er
hatte ebenso wie die Bürger heute Angst vor
einer Super-Bürokratie in Brüssel. So warnte
er vor einem übertriebenen Europa-Enthu-
siasmus, der letztlich schädlich sein könnte
für die gesamte Entwicklung. In seiner Rede
vor den Grandes Conférences Catholiques
im September 1956 in Brüssel machte der
Kanzler unmissverständlich deutlich, dass
mit bloßem Perfektionismus Europa nicht
errichtet werden könne. Seiner Vorstellung
nach sollte sich der Einigungsprozess in ver-
gleichbaren Etappen vollziehen wie der
Übergang vom Deutschen Zollverein zur
Gründung des Deutschen Reiches. Auch
dort war zunächst ein wirtschaftlicher Zu-

sammenschluss angelegt, dem der politi-
sche folgte. Da spielte es in den großen Dis-
kussionen der endfünfziger Jahre für Ade-
nauer keine Rolle, ob sich die Sechser-Ge-
meinschaft auf eine Föderation oder Kon-
föderation hin bewegen sollte. Beide Be-
griffe seien zu Zeiten der Gründung der Ver-
einigten Staaten von Amerika im umge-
kehrten Sinne verwandt worden, entgeg-
nete er, was letztlich bedeutete: Sie sind aus-
tauschbar. Entscheidend waren für ihn viel-
mehr die wirkliche Ausgestaltung der
Außenpolitik in Westeuropa, ständige Kon-
sultationen der Staats- und Regierungs-
chefs, die sich im Laufe der Zeit zu einem
Vertrauensverhältnis entwickeln und poli-
tische Fortschritte ermöglichen. So gese-
hen, wäre er wohl mit dem heute existie-
renden Europäischen Rat durchaus zufrie-
den gewesen.
Worin lag nun das Geheimnis seines Erfol-
ges? Zwischen öffentlichen Stellungnah-
men und in vertraulichen Gesprächen mit
anderen Staatsmännern und Regierungs-
chefs geäußerten Ansichten und Meinun-
gen bestand kein Widerspruch. Oftmals
deckten sie sich wortwörtlich. Adenauer
sagte das, was er auch wirklich meinte. Da-
durch war seine Politik glaubwürdig. Er hielt
auch dann an seinen Prinzipien fest, wenn
er das als politisch richtig Erkannte gegen
den Trend der öffentlichen Meinung durch-
setzen musste. Nur wer wie Adenauer in-
nerlich von seinen Grundsätzen fest über-
zeugt ist und genügend politische Autori-
tät besitzt, außerdem über ausreichendes
Standvermögen und Durchsetzungskraft
verfügt, vermag seine Ziele zu erreichen.
Ihm half sein großes Fingerspitzengefühl.
Doch nicht zuletzt hatte auch er ab und an
eine gehörige Portion Glück. So hinterließ
beispielsweise sein Besuch in Paris auf dem
Höhepunkt der Suez-Krise 1956, von dem
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ihm alle Parteifreunde abgeraten hatten,
weil die französische Regierung starkem in-
ternationalen Druck ausgesetzt war, enor-
men Eindruck bei der Regierung Mollet. Der
Besuch wurde schließlich als Akt der Soli-
darität der Deutschen mit Frankreich in
schweren Zeiten verstanden und gewür-
digt.
Bei Konflikten innerhalb der Gemeinschaft
vermied Adenauer stets eine Politik des Al-
les-oder-nichts. Rücksichtnahme, so zum
Beispiel auf die Briten, war ihm wichtig, je-
doch nicht um jeden Preis. Er bevorzugte,
das Erreichbare gleich festzulegen und das
nicht Erreichbare später zu erörtern. Darin
zeigte sich sein Verhandlungsgeschick: in
der Sache stets fest, aber durchaus kom-
promissbereit, wenn alle nach dem Prinzip
des do ut des verfahren. Was er jedoch ab-
lehnte, waren Quertreiber und Verzögerer,
die um des nationalen Vorteils willen gegen
die Integration arbeiteten. Bei alledem be-
saß Adenauer ein ausgeprägtes Empfinden
für demonstrative Akte, die in breiten Be-
völkerungsschichten ihre Wirkungen nicht
verfehlten.
Wenn er wenige Wochen vor seinem Tode
1967 in der letzten großen Rede im Madri-
der Ateneo-Palast zum wiederholten Male
mit einfachen Worten forderte: „Europa
muss geschaffen werden!“, dann hatte er ge-
nau das im Auge, was die Bürger Europas
von der Europäischen Union auch heute
noch erwarten: einen engen Zusammen-
schluss der Staaten, deren Menschen zu-
sammenfinden, ohne dass sie ihre nationa-
len Eigenheiten, ihre eigene Identität auf-
geben, jedoch bereit sind, so eng wie mög-
lich politisch, wirtschaftlich, militärisch
und kulturell zusammenzuarbeiten, damit
Freiheit und Demokratie gegen totalitäre
Gefahren von rechts und von links abge-
wehrt werden und Bestand haben.
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